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Zusammenfassung 

Das Land Berlin und die Bundesregierung haben sich ehrgeizige Ziele für den Pho-

tovoltaik-Ausbau (PV) bis 2030 gesetzt. Diese Ziele sind nur zu erreichen, wenn in 

allen Segmenten– auch im Geschossbau – schnell ein dauerhaftes Marktwachstum 

angestoßen wird. Die vorliegende Studie prüft verschiedene aktuelle Vorschläge für 

die Weiterentwicklung des Segments PV auf Mehrfamilienhäusern und analysiert, 

auf welche Lösungen Spanien, die Niederlande und Österreich setzen. Sie zeigt, 

dass die beiden zentralen Steuerungsziele – die Beschleunigung des Ausbaus und 

eine Beteiligung von Bewohner*innen – zumindest in der kurzen Frist in einem 

Spannungsverhältnis zueinanderstehen. Auf Grundlage der Analyse wird folgende 

Maßnahmensequenz vorgeschlagen: Zuerst sollte als Sofortmaßnahme die Vollein-

speisung wiederbelebt werden. Anschließend gilt es, ein neues Modell der Vor-Ort-

Versorgung zu entwickeln und regelmäßig anzupassen und zudem einen Dialog 

über eine Weiterentwicklung von PV zur Haustechnik anzustoßen, d. h. eines Mo-

dells, das PV-Anlagen als integralen Bestandteil des Gebäudes einstuft, wie das 

heute für zentrale Heizungsanlagen bereits der Fall ist. 

 

Summary  

The state of Berlin and the federal government have set themselves ambitious goals 

for the expansion of photovoltaics (PV) by 2030. These goals can only be achieved 

if all market segments quickly start to grow and keep on growing, including the 

segment of PV plants on multi-story buildings. The present study examines current 

proposals for the further development of this segment and analyes the solutions 

used in Spain, the Netherlands and Austria. It shows that the two central goals – 

accelerating the PV expansion and involving residents – are in tension with each 

other, at least in the short term. Based on the analysis, the following sequence of 

measures is proposed: First, as an immediate intervention, PV plants that feed all 

of their electricity generation into the grid should be made economically viable 

again. Then it is a matter of developing and regularly adapting a new model of on-

site supply as well as initiating a dialogue about a potential future model that would 

treat PV as an integral element of building services – similar to the treatment of 

central heating plants today.  
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 Ausgangslage 

Nachdem innerhalb weniger Monate die Klimaschutzziele auf EU- und Bundes-

ebene angehoben worden sind, hat nun auch Berlin seine Ziele verschärft. Bisher 

zielte das Land darauf ab, die Treibhausgasemissionen (THG-Emissionen) der 

Hauptstadt bis 2050 um 85 % gegenüber 1990 zu senken. Bis 2030 sollte eine 

Absenkung um 60 % erreicht werden. Diese Ziele waren im Berliner Energiewen-

degesetz von 2016 festgeschrieben (SenUVK 2016). Im August 2021 hat das Ber-

liner Abgeordnetenhaus eine Novelle des Energiewendegesetzes verabschie-

det, die zum 10. September 2021 in Kraft getreten ist. Danach soll die Gesamt-

summe der THG-Emissionen bis 2030 um mindestens 70 %, bis 2040 um mindes-

tens 90 % und spätestens bis 2045 um mindestens 95 % im Vergleich zu 1990 

verringert werden. Daneben sollen alle sonstigen Treibhausgasemissionen ver-

gleichbar reduziert werden (§ 3 EWG Bln 2021, S. 44).  

Zur Umsetzung dieser Ziele sowie dem Ziel der Klimaneutralität gemäß Pariser 

Klimaschutzabkommen hat sich die aus den Berliner Wahlen im September 2021 

hervorgegangene Landesregierung bestehend aus SPD, Bündnis 90/Die Grünen 

und Die Linke im Berliner Koalitionsvertrag für die Legislaturperiode 2021–2026 

auf entsprechende Maßnahmen geeinigt und will zumindest „versuchen, die Kli-

maneutralität schneller als gesetzlich vorgegeben zu erreichen“ (SPD Berlin et al. 

2021).  

Im Rahmen ihrer Energiepolitik will die Berliner Koalition schwerpunktmäßig Inves-

titionen für Klimaschutz und für Klimaanpassungsmaßnahmen unter anderem bei 

der energetischen Sanierung und dem Solarausbau fördern. 

Auch die Wahlen auf Bundesebene im September 2021 werden vorrausichtlich für 

verschärfte Klimaschutzmaßnahmen in den nächsten Jahren führen: Der Koaliti-

onsvertrag 2021 – 2025 der neuen Regierungsparteien auf Bundesebene (SPD, 

Bündnis 90 / Die Grünen und FDP) sieht bereits einleitend vor, dass ein neues 

Klimaschutzsofortprogramm mit allen notwendigen Gesetzen und Vorhaben bis 

Ende 2022 verabschiedet werden soll. Auch soll der dezentrale Ausbau der Erneu-

erbaren Energien generell gestärkt werden.  

 Um Berlins Solarziele zu erreichen, muss das Ausbautempo 

deutlich anziehen 

Jede Ambitionssteigerung bei den Klimaschutzzielen muss sich daran messen las-

sen, ob sie sich in einer Ambitionssteigerung bei den Maßnahmen niederschlägt. 

Das derzeit gültige Berliner Energie- und Klimaschutzprogramm 2030 räumt der 

Solarenergie eine zentrale Rolle ein, da sie die wichtigste erneuerbare Energiequelle 

ist, die auf Berliner Stadtgebiet erschlossen werden kann. Mit dem Programm ver-

folgt die Landesregierung das Ziel, möglichst schnell 25 % der Berliner Strom-

versorgung aus Solarenergie zu decken (SenUVK 2019). Im Koalitionsvertrag 

hat die Landesregierung die Zeitplanung präzisiert und sich vorgenommen, das ge-

nannte Ausbauziel „möglichst schon 2035 zu erreichen“ (SPD Berlin et al. 2021, S. 

46). 
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Laut der Studie zum Berliner Masterplan Solarcity aus dem Jahr 2019 (Styri-Hipp 

et al. 2019) entspricht das Ziel einer Stromerzeugung von 3.900 GWh und einer 

installierten Leistung an Photovoltaikanalgen (PV-Anlagen) von 4.400 MW – das 

29fache der bis Ende 2021 in Berlin installierten Leistung von knapp 150 MW. Hier-

bei legen die Autoren einen Gesamtstrombedarf von 15.600 GWh im Jahr 2050 

zugrunde. 

Das Klimaschutzziel von -95 % für 2050 würde laut einer Analyse unter Leitung 

des IÖW hingegen einen Solarenergieanteil von 37 % bis 2050 bedeuten und zu-

sätzlich eine höhere Gesamtstromerzeugung erfordern, damit auch der Energiever-

brauch in Verkehr und Gebäude umfassend dekarbonisiert werden kann. Für 2050 

gehen die Autoren von einem Strombedarf in Höhe von 20.000 GWh aus. Um einen 

Solaranteil von 37 % zu erreichen, müssten im Jahr 2050 insgesamt 7.400 GWh 

Solarstrom aus PV-Anlagen mit einer installierten Kapazität von ca. 8.350 MW er-

zeugt werden. D. h. es braucht das 56fache der bisher installierten Leistung 

(Hirschl. et al. 2021, S. 135). Für das auf 2045 vorgezogene Klimaneutralitätsziel 

muss auch das Solarziel entsprechend früher erreicht werden. 

Alle genannten Zielwerte erfordern eine drastische Beschleunigung des Aus-

bautempos. Abbildung 1 zeigt die notwendigen Ausbauraten pro Jahr für die drei 

oben genannten Zielwerte. Nachdem 2015 bis 2021 in Berlin jährlich eine PV-Leis-

tung von durchschnittlich 10 MWp neu errichtet wurde, müsste dieser Wert auf 

durchschnittlich 146 MW klettern, damit das 25 %-Ziels bis 2050 erreicht werden 

kann. Das ambitioniertere Ziel von 37 % Solaranteil bis 2050 verlangt einen Zubau 

von durchschnittlich 283 MW pro Jahr und ein Vorziehen des 25 %-Ziels auf 2035 

verlangt einen durchschnittlichen Zubau von 309 MW pro Jahr – wobei natürlich 

von einem über die Zeit ansteigenden Zubauwert auszugehen ist. Mögliche Verläufe 

der Ausbaudynamik sind in Abbildung 1 dargestellt.  

Abbildung 1: Jährlicher PV-Zubau in Berlin für verschiedene Ausbauziele, 2015–2050  

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von SenWEB 2020 (Werte für 2015-19), Solarbranche.de 
2021 (Wert für 2020-21), Styri-Hipp et al. 2019 u. Hirschl et al. 2021 (Projektionen). 
Hinweis: Den Projektionen von Styri-Hipp et al. liegt ein Gesamtstrombedarf von 15.600 GWh 
im Jahr 2050 zu Grunde, Hirschl. et al. gehen dagegen von 20.000 GWh aus. 
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Auch die neue Bundesregierung verfolgt sehr ehrgeizige Ziele beim PV-Ausbau: 

Laut Koalitionsvertrag soll bis 2030 eine gesamte installierte Leistung von 200 GW 

erreicht werden. Dies entspricht einem durchschnittlichen Zubau von ca. 14 GW 

pro Jahr. Um dies zu erreichen, sollen Hemmnisse beseitigt werden, wobei insbe-

sondere die Ausschreibungspflicht für große Dachanlagen überprüft werden soll. 

Zudem sollen bei Neubauten künftig alle geeigneten Dachflächen für die So-

larenergie genutzt werden. Bei gewerblichen Neubauten soll dies sogar verpflich-

tend, bei privaten Neubauten zumindest die Regel werden (SPD et al. 2021, S. 

56f.).  

 Ohne die Potenziale auf Mehrfamilienhausdächern kann eine 

solche Dynamisierung des Ausbaus nicht gelingen 

Potenzialanalysen zeigen, dass die Ausbauziele nur erreicht werden können, wenn 

alle Gebäudetypen einbezogen werden. Dazu gehört in einer dicht besiedelten Stadt 

wie Berlin auch der Geschossbau. Bergner, Siegel & Quaschning (2019) gehen da-

von aus, dass Dächer von Wohngebäuden 55 % des insgesamt technisch verfüg-

baren Solarpotenzials in Berlin stellen und davon wiederum drei Viertel auf Mehr-

familienhäuser entfallen. Ausgehend von einem realistischen Gesamtpotenzial für 

Berlin von 6.300 MWp ergibt sich für den Geschossbau ein Potenzial von ca. 

2.600 MWp. Nach Berücksichtigung weiterer Eignungsfaktoren schätzen die Auto-

ren das Mieterstrompotenzial in Berlin auf 1.400 bis 1.800 MWp. D.h. die 

Ausschöpfung dieses Potenzials könnte ca. ein Drittel des 25 %-Zielwertes beisteu-

ern. Etwa zwei Drittel des Mieterstrompotenzials entfallen auf Mehrfamilienhäuser 

mit mehr als 12 Wohnungen und ein Drittel auf Gebäude mit weniger als 12 Woh-

nungen (Bergner et al. 2019, S. 15–18). 

Die Bezeichnung Mieterstromanlagen wird in diesem Papier für alle PV-Anlagen auf 

Mehrfamilienhäusern verwendet, die an Letztverbraucher*innen im Gebäude direkt 

Strom liefern, ohne dafür das öffentliche Stromnetz zu nutzen. Dazu gehören auch 

Anlagen mit einer Leistung über 100 kWp, die derzeit nicht für den Mietstrombonus 

nach EEG in Frage kommen. Da auch Mehrfamilienhäuser, die in Eigentumswoh-

nungen aufgeteilt sind, dazuzählen, können von Mieterstromanlagen nicht nur Mie-

ter*innen, sondern auch Eigentümer*innen profitieren, sofern sie ihre Wohnungen 

selbst nutzen. Wir sprechen daher im Folgenden etwas allgemeiner von Bewoh-

ner*innen. 

 Sektorkopplung bringt neue Anwendungsfelder, erhöht den 

Strombedarf und stellt neue Regulierungsherausforderungen 

Um vollständig klimaneutral zu werden, muss Berlin nicht nur die Stromerzeugung 

auf CO2-freie Technologien umstellen, sondern auch Wärmeerzeugung und Ver-

kehr. Die marktreifen Technologien in diesen beiden Sektoren sind Wärmepum-

pen und elektrische Fahrzeuge, was zu einem erheblichen Anstieg des Strom-

bedarfs führen wird. Das IÖW geht in seinem aktualisierten Szenario für ein klima-

neutrales Berlin von einem Stromverbrauch von 20.000 GWh im Jahr 2050 aus 

(Hirschl et al. 2021, S. 134), dies entspricht einem Anstieg von 50 % gegenüber 

dem Wert von 2019 (Stromnetz Berlin 2020). Gegenüber dem Wert von 2020 ist 
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der Anstieg sogar noch stärker, da der Stromverbrauch aufgrund der Pandemie um 

4 % unter das Vorjahresniveau gesunken ist (Berlin.de 2021).  

Die Elektrifizierung von Wärme und Verkehr erhöht damit den Druck, erneuerbare 

Energien auszubauen. Gleichzeitig ermöglicht sie neue Anwendungskonzepte 

und stellt neue Flexibilitätsoptionen bereit. Für die Regulierung besteht die 

Herausforderung darin, diese zukünftigen Optionen systemgerecht anzureizen, 

ohne dabei dem dynamischen Solarausbau neue Hemmnisse in den Weg zu legen. 

Diesen Weg will die neue Landesregierung laut ihrem Koalitionsvertrag vor allem 

mit einem neuen Berliner Erneuerbare-Wärme-Gesetz einschlagen, welches 

unter Berücksichtigung der Auswirkungen auf die Mieten den Austausch von fossil 

befeuerten Heizungen durch klimaneutrale Heizungsanlagen fördern und so die 

Wärmewende im Gebäudebereich weiter vorantreiben soll. Um das Ziel einer (voll-

ständig) erneuerbaren Wärmeversorgung zu erreichen, verweist die Koalition dabei 

auf erneuerbare Energieträger im Heizungsbereich, vorzugsweise in Verbindung mit 

zum Beispiel Wärmepumpen und Speichern. 

Auf Bundesebene hat sich die frisch gewählte Regierung sogar ausdrücklich zum 

Ziel gesetzt, bis 2030 50 % der Wärme klimaneutral zu erzeugen (SPD et al. 

2021, S. 58). 

 Die wichtigsten Hemmnisse  

Der Ausbau von Solaranlagen auf Mehrfamilienhäusern wird von einer Reihe von 

Hemmnissen gebremst, die auch durch die Novellierung im EEG 2021 nicht aufge-

löst wurden (Umpfenbach/Faber 2021). Zu den zentralen Hemmnissen gehören: 

• Geringer finanzieller Erlös für eingespeisten Strom, 

• relativ hohe Kosten für Zukauf von Reststrommengen zur Vollversorgung 

der Bewohner*innen, 

• hohe Transaktionskosten, insbesondere durch hohe administrativer Anfor-

derungen und Aufwand beim Vertrieb, 

• hohe Kosten für Messstellen und in bestimmten Fällen weitere Investiti-

onskosten z. B. für die Erneuerung des Hausanschlusses.  

Die Folgen sind: 

• Die „schmale Spur der Wirtschaftlichkeit“ ermöglicht Investitionen nur in 

bestimmten Anlagensegmenten mit einer optimalen Eigenversorgungs-

quote. Anlagen auf Gebäuden mit weniger als 15 Wohneinheiten rechnen 

sich dagegen nicht und auch Anlagen auf hohen Gebäuden mit einer hohen 

Zahl an Wohneinheiten im Verhältnis zur Dachfläche werden nicht gebaut, 

weil nicht alle Haushalte mit Mieterstrom versorgt werden können. 

• Die Dimensionierung der Anlage richtet sich nach der Optimierung der Ei-

genverbrauchsquote, nicht nach dem Potenzial des Daches. Die Dächer 

werden in vielen Fällen nicht voll belegt. 

Mieter*innen können von günstigen Konditionen bei Mieterstromverträgen 

finanziell profitieren, allerdings hängt die Höhe des Vorteils stark vom Vergleichs-

vertrag ab. Angebote, die Wechsel- oder Neukundenboni enthalten, ergeben zum 

Teil günstigere Gesamtkonditionen als der Mieterstromvertrag. Anderseits messen 
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Mieterstrombeziehende auch den immateriellen Aspekten, besonders dem Beitrag 

zum Klimaschutz, einen hohen Wert bei (Umpfenbach/Faber, S. 20–22). Über den 

Vertragsabschluss hinaus bietet das derzeitige Mieterstrommodell den Mieter*in-

nen keine Möglichkeit mitzuwirken. 

 In der Energiepolitik sind grundlegende Umbrüche geplant 

Alle der oben als zentral skizzierten Hemmnisse müssen durch Gesetzesänderun-

gen auf Bundesebene abgebaut werden. Hier ist derzeit einiges in Bewegung: 2021 

wurde das bundesweite Klimaschutzziel für 2030 von -55 % auf -65 % erhöht, in 

den Sektoren Wärme und Verkehr erfolgte der Einstieg in die CO2-Besteuerung und 

erstmals wurde ein Teil der EEG-Umlage aus Steuermitteln finanziert. 

Die neue Bundesregierung schlägt im Koalitionsvertrag grundlegend neue Wege in 

der Energiepolitik vor. Mit dem Ziel, 2030 80 % des Bruttostromverbrauchs 

aus erneuerbaren Energien zu decken, sollen insbesondere Anreize für die sek-

torübergreifende Nutzung von erneuerbaren Energien und dezentrale Erzeugungs-

modelle gesetzt werden (SPD et al. 2021, S. 61). 

Die Finanzierung der EEG-Umlage soll ab dem 1. Januar 2023 nicht mehr über 

den Strompreis, sondern vollständig über Haushaltsmittel finanziert werden – 

eventuell wird dieser Schritt aufgrund der Energiepreiskrise sogar noch vorgezo-

gen. Konkret ist geplant, die Finanzierung über den Energie- und Klimafonds zu 

realisieren, der seinerseits aus den Einnahmen der Emissionshandelssysteme und 

einem Zuschuss aus dem Bundeshaushalt gespeist wird (SPD et al. 2021, S. 62).   

Ein weiteres Novum ist der ausdrückliche Fokus der Bundesregierung auf Bür-

gerenergie als wichtiges Element für mehr Akzeptanz. Die Rahmenbedingungen 

hierfür sollen soweit rechtlich möglich verbessert werden, wobei insbesondere bü-

rokratische Hürden abgebaut werden sollen. Zusätzlich soll im Rahmen einer No-

vellierung des Steuer-, Abgaben- und Umlagensystems sowie der Netzentgelte 

auch die Förderung von Mieterstrom- und Quartierskonzepten vereinfacht und ge-

stärkt werden (SPD et al. 2021, S. 58). Hintergrund dieser Vorschläge ist sicherlich 

auch, die bisher aus Sicht vieler Expert*innen nicht umfassend erfolgte Umsetzung 

der Regelungen in der europäischen Erneuerbaren-Energien-Richtlinie zur gemein-

schaftlichen Eigenversorgung und zu Erneuerbaren-Energien-Gemeinschaften 

(Umpfenbach et al. 2021). 

Damit wird die Umsetzung eines Teils der Reformvorschläge von Akteuren aus der 

Energiewirtschaft angegangen (z. B. BDEW 2021; PV Think Tank 2021).  

 Steuerungsziele 

Für den PV-Ausbau auf Berliner Mehrfamilienhäusern lassen sich zunächst zwei 

zentrale Steuerungsziele für die Regulierung ableiten: 

1. Der Ausbau muss sich stark beschleunigen und alle verfügbaren Potenziale 

erschließen. 

2. Die Bewohner*innen der Häuser und Bürger*innen allgemein sollen am 

Umbau des Energiesystems beteiligt werden. 
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Um zu konkreten Vorschlägen für Reformen zu kommen, müssen die übergeordne-

ten Ziele weiter konkretisiert werden. Aufbauend auf der Diskussion in einem Ex-

pertenworkshop, der im Rahmen des Vorhabens im Juni 2021 durchgeführt wurden, 

erwiesen sich die folgenden Konkretisierungen als konsensfähig: 

1a. Der Regulierungsrahmen muss skalierbar sein, so dass möglichst in allen 

Anlagensegmenten und Eigentumskonstellationen PV-Anlagen wirtschaft-

lich realisierbar sind, ohne dass es zu Überförderung kommt. 

1b. Der Regulierungsrahmen sollte Anreize geben, bei jeder Dachanlage mög-

lichst das gesamte technisch verfügbare Dachpotential zu nutzen. 

1c. Die Realisierung muss einfach sein, so dass die Transaktionskosten sinken. 

1d. Die PV-Anlagen müssen so ausgerüstet sein, dass sie zur Stabilität des 

Gesamtsystems beitragen können. 

1e. Es muss Anreize für innovative PV-Segmente wie z. B. gebäudeintegrierte 

PV geben, damit Berlin die höheren Ausbauziele, die für eine THG-Reduk-

tion um 95 % bis 2045 notwendig sind, erreichen kann. 

Auch mit Blick auf die Beteiligung von Bürger*innen ist die Konkretisierung 

zentral, denn in diesem Bereich werden oft übergeordnete Ziele wie Gerechtigkeit 

oder Demokratisierung genannt (vgl. z. B. Horstink et al. 2021), deren Einhaltung 

weniger leicht zu überprüfen ist als ein mit Kapazitätswerten unterlegtes Ausbau-

ziel. Die Debatte im Expertenworkshop des Projekts zeigte, dass die Zielkonkreti-

sierung bei der Bürgerbeteiligung schwieriger ist als mit Blick auf den Ausbau. Weit-

gehend konsensfähig waren die folgenden Unterziele, wobei deutlich wurde, dass 

bei der Umsetzung Zielkonflikte mit den oben benannten Zielen für die Ausbaube-

schleunigung auftreten können (vgl. dazu Abschnitt 5). 

2a. Bewohner*innen in Mehrfamilienhäusern sollen finanziell von der Anlage 

auf dem Dach ihres Gebäudes profitieren können. 

2b. Alle Bürger*innen sollen mittelfristig die Möglichkeit bekommen, sich aktiv 

in die Energiewende einzubringen – entweder durch ggf. auch kleine In-

vestitionsbeiträge oder durch Erbringung von vergüteten Energiedienst-

leistungen wie Lastverschiebung oder Stromspeicherung. 

2c. Finanzielle Vorteile, die durch Förderung oder Ausnahmeregelungen zu 

Stande kommen, sollen angemessen sein, und diejenigen, die nicht inves-

tieren oder anderweitig teilnehmen können, nicht über Gebühr belasten.  

 Best Practice-Beispiele in Europa 

In diesem Abschnitt werden Best Practice-Beispiele von Prosumer-Modellen in 

Spanien, den Niederlanden und in Österreich beschrieben. Dabei wird erläu-

tert, wie die einzelnen Modelle funktionieren, die dezentrale Stromversorgung 

rechtlich geregelt ist und welche Akteure an den nachhaltigen Geschäftsmodellen 

beteiligt sind. Ebenso werden Potenziale und Hemmnisse für die jeweiligen betei-

ligten Partien untersucht. 
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 Gemeinschaftliche Eigenversorgung in Spanien 

In Spanien gibt es zwei unterschiedliche Modelle für gemeinschaftlich organisierte 

Eigenversorgung. Im ersten Modell muss die dezentrale Stromversorgung aus er-

neuerbaren Quellen direkt im selben Mehrfamilienhaus stattfinden. Die Stromliefe-

rung erfolgt ohne Nutzung des öffentlichen Stromnetzes. Die Teilnehmenden teilen 

sich die Kosten der PV-Anlageninstallation.  

Im zweiten Modell können mehrere Prosument*innen aus unterschiedlichen Ge-

bäuden im Umkreis von 500 m von einer Erzeugungsanlage versorgt wer-

den, sofern die Anlage und die Nutzer*in sich im selben Verteilnetzstrang befinden. 

In diesem Fall muss ein Anlagenbetreiber benannt werden, der die Prozesse orga-

nisiert. Zu diesem kollektiven Selbstverbrauchsmodell zählen der Eigenverbrauch 

in Wohn- sowie Gewerbe- und Industriegebieten. Rechtlich geregelt werden diese 

Selbstversorgungsmodelle über das Königliche Gesetzesdekret RD-L 15/2018 (Hall 

et al. 2019, S. 42).  

In beiden Modellen haben die Prosumenten ihre eigenen Zähler sowie einen exter-

nen, selbst gewählten Stromversorger. Die freie Wahl des Lieferanten bleibt also 

erhalten. Der Verteilnetzbetreiber ist für die stündliche Messung von Erzeugung 

und Verbrauch zuständig und leitet diese Daten an die Lieferanten weiter, der vom 

gesamten Verbrauch die Eigenerzeugung abzieht und nur die Differenz in Rechnung 

stellt. Die Prosument*innen regeln vertraglich, wie die Erzeugung der Anlage zwi-

schen ihnen aufgeteilt wird und welcher Preis für den selbst erzeugten Strom zu 

zahlen ist. Überschüssiger Strom wird ins allgemeine Netz eingespeist. Im Vergleich 

zur vorher gültigen Rechtslage wurden verschiedene administrative Prozesse ver-

einfacht. (Hall et al. 2019, S. 42f.; Gallego Castillo et al. 2021).  

Für Anlagen mit einer installierten Leistung von 15 bis 100 kW ist der Anschluss 

ans Verteilnetz verpflichtend, für EE-Anlagen bis 15 kW ist dies unterschiedlich ge-

regelt. Anlagen über 100 kW gehören nicht zum Geschäftsmodell der Selbstversor-

gung (Campos et al. 2020, S. 8). Netzentgelte fallen an, dafür vermeiden die Pro-

sument*innen die Kosten für den Energiegroßhandel sowie einige Steuern (Hall et 

al. 2019, S. 42). 

Im Modell des Typ 1, können die Erlöse aus dem ans Netz verkauften überschüssi-

gen Strom für Selbstversorger*innen mit PV-Anlagen mit einer installierten Leis-

tung von 15 bis 100 kW direkt mit der monatlichen Stromabrechnung verrechnet 

werden (‚net billing‘). Haben die Prosument*innen einen Vertrag mit einem regu-

lierten Einzelhändler abgeschlossen, dann richtet sich der Strompreis nach dem 

Großhandelspreis. Im Fall eines Vertragsabschlusses mit einem freien Einzelhänd-

ler, können die Prosument*innen ihren eigenen Preis frei berechnen. Insgesamt 

können die ausgeschütteten Verkaufserlöse in einem Monat max. 100 % der fälli-

gen Stromkosten betragen. Die Stromrechnung fällt in diesem Fall auf 0. Da der 

rechtliche Rahmen die Gewinne als Ersparnisse ansieht, sind sie nicht steuerpflich-

tig (Campos et al. 2020, S. 9, Sánchez Molina 2019).  

Lopéz Prol und Steininger (2020) untersuchten die Rentabilität von kollektiven 

Selbstversorgerprojekten unter der neuen gesetzlichen Regelung und kamen zu 

dem Ergebnis, dass für Bewohner*innen die beschriebenen Modelle hauptsächlich 

durch die geteilten Installationskosten sowie den höheren Anteil an selbstprodu-

ziertem Strom und den dadurch billigeren Strompreis profitabel sind. Ordóñez Men-

dieta und Sánchez Hernández (2021) analysieren Gewinnmargen für universitäre 
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Gebäude und schlussfolgern, dass für diese Akteure die Amortisationszeit der In-

vestitionsdauer bei 8 bis 9 Jahren liegt und ein wirtschaftlicher Anreiz besteht, 

PV-Erzeugung und Verbrauch im Gebäude zu synchronisieren. Die Strom-

gestehungskosten liegen in der Größenordnung des Großhandelspreises für Strom. 

Das gemeinschaftliche Selbstversorgermodell ermöglicht auch Bürger*innen, die 

keine Solarmodule auf ihrem Dach installieren können, an Prosumer-Geschäftsmo-

dellen teilzunehmen und davon finanziell zu profitieren (Hall et al., 2019).  

 Postcoderoos-Modell in den Niederlanden 

In diesem Prosumer-Modell liegt der Fokus auf erneuerbarer Energie, die in lokalen 

Genossenschaftsprojekten produziert und verbraucht wird. Das Postcoderoos-

Modell, wörtlich übersetzt „Postleitzahlrose“, ermöglicht es Bürger*innen eines 

Postleitzahlengebietes ihre Energie von PV-Anlagen auf dem eigenen oder dem be-

nachbarten Haus zu beziehen, sofern sie sich genossenschaftlich zusammenschlie-

ßen. Dazu zählen Mieter*innen, Gebäudeeigentümer*innen von Wohngebäuden, 

Nicht-Wohngebäuden sowie öffentlichen Gebäuden. Die Genossenschaften können 

entweder von Bewohner*innen selbst oder den Gebäudeeigentümer*innen ange-

meldet werden. Außerdem können Gebäude ihre Dächer zur Installation von PV-

Anlagen für Postcoderoos-Modelle zur Verfügung stellen. Das Kernstück der Rose 

ist in dem Stadtkreis, wo das Projekt angemeldet ist. Die umliegenden Stadtkreise 

bzw. Postleitzahlengebiete machen die Rosenblätter aus (van der Schoor und 

Scholtens 2017, S. 5) 

In diesem Modell kommen neben der Genossenschaft auch Energieversorgungsun-

ternehmen, die Anlageninstallateure sowie die Anlagenbetreiber zusammen. Der 

Anteil des Eigenverbrauchs richtet sich nach dem Investitionsanteil an der PV-An-

lage. Der zuständige Energieversorger misst den Verbrauch und verrechnet diesen 

mit dem jeweiligen erzeugten Anteil. Die Förderung erfolgte zunächst über einen 

steuerlichen Erlass von ca. 0,133 Euro/kWh für 10.000 kWh/Jahr Eigenverbrauch 

gewährt über 15 Jahre (Hall et al., 2019, S. 45). Seit 2021 gilt ein Differenzkos-

tenmodell. Pro kWh wird die Differenz zwischen einem anlagespezifischen Grund-

wert, der die Wirtschaftlichkeit der Investition absichern soll, und dem Marktpreis 

für Strom gezahlt (Niederländische Unternehmensagentur 2022). Überschüssiger 

Strom kann ins Netz eingespeist werden. Die Erlöse werden unter den Genossen-

schaftsmitgliedern verteilt.  

Eingeführt wurde das Postcoderoos-Modell mit der Verabschiedung des niederlän-

dischen Energiepakets im Jahr 2013, welches unter anderem auf den Ausbau der 

dezentralen Energieversorgung abzielt. Ein Steuererlass auf selbstproduzierten er-

neuerbaren Strom sollte die Entwicklung von lokalen Energiegemeinschaften vo-

ranbringen (Kausika et al. 2017, S. 111).  

Das Postcoderoos-Modell basiert auf einem für die Postzustellung entwickelten Sys-

tem. Es berücksichtigt also nicht die geo- sowie demographischen Begebenheiten 

eines jeden Umkreises. Das hat zur Folge, dass in einem weniger besiedelten Stadt-

teil, die Umsetzung einer Energiegemeinschaft weniger rentabel ist (Caris 2013). 

Van der Kam et al. (2018) argumentieren, dass es bei diesem Geschäftsmodell 

viele organisatorische Hürden gibt. Wie bei einem ehrenamtlichen Verein oder einer 

Nichtregierungsorganisation auch, stellt sich hier oft das Problem der Gruppenor-

ganisation und die Übernahme von Verantwortung. Dies kann auch dazu führen, 
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dass Finanzierungsunternehmen zögerlich reagieren (van der Schoor und Schol-

tens, 2017, S. 5). 

Ebenso wie das spanische Modell ist auch das Postcodereroos-Modell nur für Haus-

halte offen, die Investitionskapital aufbringen können. Für arme Haushalte ergeben 

sich damit im Vergleich etwa zum deutschen Mieterstrommodell Zugangshürden. 

 PV-Gemeinschaftsanlagen in Österreich 

In Österreich gibt es zwei Prosumer-Modelle, die dem deutschen Mieterstrommodell 

ähneln. Zum einen können Bewohner*innen von Mehrfamilienhäusern gemeinsam 

selbstproduzierten Strom von PV-Gemeinschaftsanlagen auf ihrem Dach ver-

brauchen, sofern der oder die Eigentümer*innen des Gebäudes der Errichtung der 

Anlage zustimmen. Dabei werden sie von Netzentgelten und anfallenden Strom-

steuern befreit. Es besteht auch die Möglichkeit, Strom in Wärme umzuwandeln 

und zu speichern und somit Energiekosten zu senken. Teilnehmen können juristi-

sche und natürliche Personen sowie eingetragene Personengesellschaften. Die ge-

setzlichen Regelungen für dieses Selbstversorgermodell sind im österreichischen 

Elektrizitätswirtschafts- und -organisationsgesetz (EIWOG) § 16a von 2010 nieder-

gelegt (PV-Gemeinschaft, 2021). 

Mit der 2017 verabschiedeten kleinen Ökostromnovelle können verschiedene Mehr-

parteienhäuser (Wohn-, Gewerbe- oder Industriegebäude) vor Ort produzierten 

Strom verbrauchen und überschüssigen Strom ins Netz einspeisen. Voraussetzung 

für gemeinschaftlichen Erzeugungsanlagen ist zum einen die Teilnahme von min-

destens zwei Parteien - eine maximale Teilnehmerzahl gibt es nicht - und zum an-

deren, dass die Anlagen ans öffentliche Netz angeschlossen sind. Auch in diesem 

Modell entfallen Netzentgelte.  

Die Netzbetreiber messen die Erzeugung der Anlage, die einen eigenen Zähler er-

hält, sowie den Verbrauch der Beteiligten über einen Smart Meter oder Lastpro-

filzähler und leiten die Daten an Energieversorgungsunternehmen weiter. Die Auf-

teilung des Verbrauchsanteils wird von den teilnehmenden Parteien entschieden 

und kann im Nachhinein nicht mehr geändert werden. Wie im spanischen kol-

lektiven Selbstversorgermodell ist der Stromverbrauch vertraglich geregelt und die 

Endverbraucher*innen können ihre Stromlieferanten frei wählen. Ein Unterschied 

besteht darin, dass beim österreichischen Modell die Konsumenten zwischen einem 

statischen Anteilsverbrauch, also einer Art Flatrate, und einer bedarfsgerechten 

Anteilsverteilung wählen können, bei der sie versuchen den Eigenverbrauchsanteil 

durch Synchronisierung mit der PV-Erzeugung zu erhöhen. Die Messung findet im 

Viertelstundentakt statt (BMWFW, 2017).  

Das Modell kann auch über eine Contracting-Lösung realisiert werden. In diesem 

Fall übernimmt der Contractor die Investitionskosten und den Betrieb der Anlage, 

verpachtet diese dann an die Teilnehmenden im Haus, die den Strom als Selbst-

versorger verbrauchen (BMWFW, 2017).   

Seit 2018 ermöglicht die gesetzliche Regelung außerdem eine finanzielle Förde-

rung für die Errichtung und Erweiterung von PV-Anlagen und Stromspeichern. Da-

bei können Anlagen bis zu 100 kWp eine Förderung von maximal 250 Euro pro kWp 

und Anlagen zwischen 100 und 500 kWp einen Zuschuss von maximal 200 Euro 

pro kWp erhalten. Stromspeicher werden mit maximal 500 Euro pro kWh, bis ma-

ximal 10 kWh finanziell unterstützt (BMWFW, 2017).  
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In Österreich besteht für Prosumenten mit bis zu 25.000 kWh Eigenverbrauch eine 

Freigrenze bei der Eigenstromsteuer. Seit 2020 soll durch eine Steuerstrukturre-

form und dem Entfall der Elektrizitätsabgabe von 1,5 ct/kWh, einer Senkung der 

Mehrwertsteuer auf erneuerbaren Energieanlagen und eine Anpassung der Ab-

schreibungsdauer der Solarstrom ausgebaut werden (Solarserver, 2021).  

 Vergleich der Best Practice-Modelle der europäischen 

Nachbarn mit dem deutschen Mieterstrommodell 

Vergleicht man die drei oben beschriebenen Modelle für Solarstromnutzung in 

Mehrfamilienhäusern mit dem deutschen Mieterstrommodell, so fallen vor allem die 

folgenden drei Unterschiede auf: 

• Die drei EU-Ländern erlauben die Nutzung von Solarstrom durch An-

wohner*innen im nahen räumlichen Umfeld – über die Nutzung im 

Gebäude, auf dem die Anlage montiert ist, hinaus. Die geographische Ein-

grenzung erfolgt dabei zum Teil über netztopologische Kriterien wie An-

schluss am selben Verteilnetzstrang, zum Teil aber auch über einfach zu 

kontrollierende, aber in Bezug auf das Netz eher arbiträre Abgrenzungen 

wie der 500m-Radius in Spanien oder der Postleitzahlenbezirk in den Nie-

derlanden. 

• Im Gegensatz zum deutschen Modell erfolgt keine Vollversorgung 

durch den Solarstromanbieter, sondern die Eigenerzeugung wird von 

der Lieferung subtrahiert. Dadurch bleibt die freie Wahl des Stromlieferan-

ten erhalten und für die Anlagenbetreiber entfällt der Aufwand und das 

wirtschaftliche Risiko, das im deutschen Modell mit der Beschaffung des 

Reststroms verbunden ist. Für die Aufteilung des selbst erzeugten Stroms 

unter den Beteiligten gibt es verschiedene Ansätze und z. B. in Österreich 

auch vorbereitete Musterverträge, die für die weitere Entwicklung in 

Deutschland von großem Interesse sind. 

• Die drei beschriebenen Modelle beruhen auf gemeinschaftlicher Inves-

tition und der Investitionsanteil resultiert dann in einem Anrecht auf Nut-

zung des erzeugten Stroms, der zumindest für Privathaushalte günstiger 

ist als der Strombezug aus dem Netz. Anders als beim deutschen Mieter-

strommodell, wo der oder Gebäudeeigentümer*in oder ein Contractor in-

vestiert, birgt das Modell der Investitionsbeteiligung potenziell Zugangs-

hürden für arme Haushalte, die kein Investitionskapital zur Verfügung ha-

ben. Eine Ausnahme ist das in Österreich vorgesehene Contractingmodell, 

dass es Bewohner*innen erlaubt, auch ohne eigene Investition von dem 

günstigen, wohnungsnah erzeugten Strom zu profitieren.  

 

Ebenso wie das deutsche Mieterstrommodell basieren alle hier vorgestellten euro-

päischen Modelle auf Freiwilligkeit, wobei der Anreiz zur Teilnahme aus den redu-

zierten Stromkosten resultiert. 
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 Wie könnte es gehen? – Reformoptionen 

Es liegt bereits eine Reihe Vorschläge vor, wie die PV-Förderung grundlegend neu-

gestaltet werden könnte (z. B. BDEW 2021; PV Think Tank 2021; Henning et al. 

2021; Hennig et al. 2021, Ritter und Bauknecht 2021, Photovoltaikforum 2022). 

Teilweise spiegeln diese sich auch schon im Koalitionsvertrag der neuen Bundesre-

gierung wider.  

Ziel unserer Studie ist es, die Auswirkungen der verschiedenen Reformvor-

schläge auf das Mieterstromsegment zu prüfen. Entlang der oben dargestellten 

Steuerungsziele erfolgt eine erste Einschätzung zur möglichen Wirkung der Modelle 

und im folgenden Abschnitt eine detailliertere Untersuchung rechtlicher Fragen mit 

Blick auf die Umsetzung. Besonderer Fokus liegt dabei auf der Frage, wie in den 

verschiedenen Modellen die Beteiligung von Bewohner*innen erreicht werden 

könnte bzw. welche Folgewirkungen sich für Mieter*innen ergeben könnten.  

Grundsätzlich geht die Analyse von der These aus, dass die bisherige Mieter-

stromförderung unter einer Art Zwitterdasein zwischen Eigenverbrauch und geför-

derter Belieferung leidet. Für die Beschleunigung des Ausbaus wird deshalb eine 

klarere Ausrichtung des Regulierungsrahmens in den Blick genommen. Ein solcher 

Ansatz schließt Kombinations- oder Wahlmöglichkeiten nicht aus, aber die Ausrich-

tung auf die eine oder die andere Gestaltungsoption erleichtert es, mögliche Wir-

kungen mit Blick auf die verschiedenen Steuerungsziele zu beleuchten. 

 Zurück zum Original: Dachanlagen als Volleinspeiser 

Zahlreiche Akteure aus der Energie- und Solarwirtschaft fordern, die Volleinspei-

sung bei Dachanlagen durch auskömmliche Förderung neu zu beleben (BDEW 

2021, PV Think Tank 2021, Photovoltaikforum 2022). Durch den seit 2012 gültigen 

Degressionsmechanismus ist die Wirtschaftlichkeit von Dachanlagen mit einer in-

stallierten Leistung bis 100 MW nur mit Eigenverbrauch möglich oder droht nach 

den nächsten Degressionsstufen überhaupt nicht mehr wirtschaftlich darstellbar zu 

sein. Dies könnte durch einen separaten Vergütungszuschlag speziell für Vollein-

speise-Anlagen geändert werden. Laut Einschätzung des Öko-Instituts müsste die-

ser Zuschlag zwischen 4,1 und 5,6 ct/kWh liegen (Ritter und Bauknecht 2021).  

Ein zentraler Vorteil der Volleinspeisung besteht darin, dass die vollständige Nut-

zung des Dachpotenzials eines Objekts angereizt werden kann. Zentrale Maß-

nahmen für die Wiederbelebung des Segments sind die Anhebung des Zubaukorri-

dors für PV-Dachanlagen. Darüber hinaus fordern verschiedene Marktakteure, den 

atmenden Deckel für die Ermittlung der Degression bei der Festvergütung und die 

Volumina sowie Segmentierung der Ausschreibungen für große Anlagen anzupas-

sen (BDEW 2021, PV Think Tank 2021, Photovoltaikforum 2022). Der Koalitions-

vertrag enthält einen Prüfauftrag für alle genannten Elemente (SPD et al. 2021, S. 

57). 

Mit Blick auf Mieterstromanlagen stellt sich bei dieser Reformoption die Frage, wie 

Mieter*innen beteiligt werden können, da die Direktbelieferung mit Strom vom 

eigenen Dach bei Volleinspeisung ja entfällt. Bei Anlagen auf Gebäuden von Wohn-
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eigentumsgemeinschaften (WEGs) können die Eigentümer*innen über Gewinnan-

teile oder Pachteinnahmen profitieren, bei Mieter*innen ist dies nicht der Fall. Mög-

liche Modelle wie z. B. eine freiwillige oder verpflichtende Investitionsoption für 

Mieter*innen im Gebäude sind zwar grundsätzlich denkbar. Allen Haushalten im 

Gebäude könnte das Recht eingeräumt werden, sich mit einem bestimmten Betrag 

an der Investition in die PV-Anlage zu beteiligen und dann entsprechend auch eine 

Gewinnausschüttung zu erhalten. Dies würde aber im Widerspruch zu dem Ziel 

stehen, die Förderung möglichst einfach zu halten. Stattdessen würde für den An-

lagenbetreiber neuer Akquise- und Informationsaufwand entstehen und es müsste 

eine Lösung für Umzüge geben. Ähnliche Probleme entstehen bei einem Modell, das 

Mieter*innen ohne Gegenleistung finanziell über eine Abschlagszahlung oder sons-

tige Vergünstigungen am erzielten Gewinn beteiligt. Stärker als bei der ersten Op-

tion stellt sich dann auch die Frage, ob eine verpflichtende Beteiligung überhaupt 

rechtlich zulässig wäre. Beide Optionen würden jedenfalls die Gewinnmargen für 

die Anlageneigentümerin oder den -eigentümer reduzieren, was auch die Motiva-

tion verringern könnte, überhaupt zu investieren. 

 Vor-Ort-Versorgung und Energiegemeinschaften 

Verschiedene Akteure empfehlen, das so genannte Prosuming, also den Verbrauch 

von Strom vor Ort und die Direktbelieferung im Quartier, zu stärken. Der BDEW 

fordert, die bestehende Mieterstromförderung weiterzuentwickeln: Das Förderni-

veau soll steigen und die EEG-Umlage analog zum Eigenverbrauch bei kleinen An-

lagen entfallen. Außerdem sollen weitere Dächer im räumlichen Zusammenhang 

genutzt werden dürfen und Quartierskonzepte ermöglicht werden. 

PV Think Tank und Henning et al. gehen noch etwas weiter und schlagen vor, Ei-

genverbrauch und Mieterstrom in einem neuen Segment „Vor-Ort-Versorgung“ 

zusammenzuführen. Für den selbst erzeugten Strom, der hinter dem Zähler ver-

braucht wird, soll es in diesem neuen Segment keine Vergütung mehr geben und 

im Gegenzug sollen keine Abgaben oder Entgelte anfallen. Die PV-Anlage wird laut 

PV Think Tank damit immer mehr zur Haustechnik – vergleichbar mit einer Hei-

zungsanlage (PV Think Tank 2021). Dahinter steht eine Gesamtvision des Energie-

systems nach dem Leitprinzip der Subsidiarität: Lokale Einheiten entwickeln befreit 

von anlagenspezifischen Vorgaben lokale Lösungen für die dekarbonisierte, sekto-

renübergreifende Energieversorgung und übernehmen dabei auch Systemverant-

wortung für das Netz (Henning et al. 2021).  

Der Landesverband Haus & Grund Hessen hat im Dezember Vorschläge für den 

beschleunigten Ausbau von PV-Anlagen auf Mietshäusern gemacht. Eine Mitglie-

derbefragung des Bundesverbandes Haus & Grund, veröffentlicht im November 

2021, hatte ergeben, dass von 1.888 privaten Vermieter*innen lediglich 3 % ihren 

Mieter*innen selbst produzierten Strom liefern. Weitere 4 % der an der Umfrage 

Beteiligten hätten es zwar probiert, aber wieder aufgegeben, ganz überwiegend 

wegen der zu hohen bürokratischen Hürden (81 %). Nur ein geringer Teil der Be-

fragten (7 %) nannte als Grund die Ablehnung der Mieter*innen (Haus & Grund 

Bundesverband 2021). Der Landesverband Haus & Grund Hessen forderte darauf-

hin neben dem Abbau bürokratischer Hürden eine Abnahmepflicht der Mie-

ter*innen für den Solarstrom vom Dach eines Mehrfamilienhauses. Eine solche 

Lösung könne sichergestellt werden, dass sich die Investition rentiere. Nach Vor-
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schlag von Haus & Grund sollte die Abrechnung für den Strom über die Betriebs-

kosten erfolgen – auch dieser Vorschlag baut damit auf der Idee von Solaranlagen 

als Haustechnik auf. Der Verband gibt einschränkend an, dass eine solche Abnah-

mepflicht derzeit nicht mit der europarechtlichen Vorgabe zur freien Lieferanten-

wahl vereinbar sei (Haus & Grund Landesverband Hessen 2021). 

Die Auswirkungen auf Ausbaudynamik und Beteiligung von Mieter*innen sind 

bei dieser Reformoption deutlich schwieriger abzuschätzen als beim Volleinspeise-

modell, da vieles davon abhängt, wie das Modell genau ausgestaltet wäre. Grund-

sätzlich ist es aus Mieter*innensicht entscheidend, ob die Investitionskosten für die 

Anlage auf die Miete umgelegt werden können und in welcher Weise weiterhin die 

freie Wahl des Stromanbieters gilt. Gerade im überhitzten Berliner Mietmarkt müs-

sen Missbrauchsfälle, die Mieter*innen informell oder direkt in ggf. überteuerte 

Stromabnahmeverträge drängen, verhindert werden – ohne dass neue administra-

tive Hürden entstehen.  

Aus Betreibersicht stellt sich die Frage, ob weiterhin eine Vollversorgung der Mie-

ter*innen sichergestellt werden muss. Wird die PV-Anlage zur Haustechnik, also 

zum Bestandteil des gegebenen Inventars eines Mehrfamilienhauses, liegt es nahe, 

dass der in der Anlage generierte Strom zum Selbstkostenpreis an die Mieter*innen 

abgegeben werden muss – analog zur Wärme einer Zentralheizung. Für den Rest-

strombezug würde dagegen weiterhin die freie Lieferantenwahl gelten. Für die 

praktische Umsetzung eines solchen Modells müssen zusätzliche Fragen geklärt 

werden, insbesondere, wie der selbst erzeugte Strom zwischen den einzelnen 

Wohneinheiten gerecht verteilt werden kann, ob und wie tatsächliche Verbräuche 

gemessen werden müssen und wie Anreize zur Synchronisierung von Erzeugung 

und Verbrauch gesetzt werden können. Mit diesen Fragen beschäftigt sich der fol-

gende Abschnitt. 

Als weitere Option wird die Ermöglichung von Verbraucher-Erzeuger-Gemein-

schaften vorgeschlagen. Als Umsetzung der in der europäischen Erneuerbaren-

Energien-Richtlinie vorgesehenen Erneuerbare-Energiegemeinschaften (Richtlinie 

(EU) 2018/2001, Art. 22, vgl. auch CEER 2019), sollen diese Gemeinschaften Strom 

im „sinnvollen räumlichen Zusammenhang“, z. B. in Stadtvierteln, erzeugt, gelie-

fert und gespeichert werden (PV Think Tank 2021, S. 26). Dabei werde auch das 

Netz genutzt und es werden entsprechend Netzentgelte fällig. Gerade vor dem Hin-

tergrund zunehmender Sektorkopplung und sinkender Speicherpreise könnten so 

neue Versorgungskonzepte in lokalen Zellen entstehen. Aus regulatorischer Sicht 

sind auch hier viele Fragen zu klären, z. B. wie faire Netzentgelte für solche Lösun-

gen bestimmt werden können, wie Messkonzepte aussehen können und welche ge-

ographische oder netztypologische Abgrenzung sinnvoll ist. 

 Zwischenfazit  

Die neue Ambition beim Klimaschutz stellt Berlin vor eine Herkulesaufgabe beim 

Ausbau der Solarenergie. Die jährlichen Ausbauraten müssen in allen Segmenten 

Jahr für Jahr ansteigen – auch im Geschossbau. Die Rahmenbedingungen für eine 

solche Dynamisierung müssen auf Bundesebene geschaffen werden. Erste Vor-

schläge dafür liegen auf dem Tisch und sind auch im Koalitionsvertrag der Bundes-

regierung angelegt.   
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Klar ist, dass zunächst der Zubaukorridor für PV-Anlagen stark angehoben werden 

muss. Vergleichsweise schnell umzusetzen wäre auch eine Wiederbelebung des 

Volleinspeisermodells für Dachanlagen, da es sich im Grunde um eine Rückkehr 

zum ursprünglichen Förderansatz des EEG handelt. Es ist aber unklar, wie in einem 

solchen Modell Mieter*innen beteiligt werden können, ohne dass neue Investitions-

hemmnisse entstehen. 

Ein Paradigmenwechsel wäre dagegen die Ermöglichung von förderungs- und ab-

gabefreier Vor-Ort-Versorgung sowie von lokalen Energiegemeinschaften mit Netz-

durchleitung. Hier könnten durch die Sektorkopplung, Speicher und Handel völlig 

neue Dienstleistungen und Beteiligungsformen entstehen. Entsprechend sind aber 

auch noch viele Einzelfragen zu klären (vgl. dazu auch Umpfenbach et al. 2021) 

und es ist von einer längeren Vorlaufzeit auszugehen. 

 Offene Fragen zur rechtlichen Umsetzung 

des Modells PV als Haustechnik 

Um die ehrgeizigen Solarziele in Berlin und im Bund zu erreichen, muss auch das 

PV-Potenzial von Mietshäusern erschlossen werden. Dabei ist neben dem Bürokra-

tieabbau vor allem zentral, dass die Investition in den Bau einer PV-Anlage refinan-

ziert werden kann. Im folgenden Abschnitt untersuchen wir die Option, die PV-

Anlage als Haustechnik einzuordnen. Es werden sowohl die geltenden rechtlichen 

Rahmenbedingungen als auch mögliche Weiterentwicklungen analysiert. 

Aus rechtlicher Sicht stellen sich dabei vor allem die folgenden offenen Fragen: 

• Wie kann die Umlage der Anschaffungskosten für die PV-Anlage rechtssi-

cher gestaltet werden, ohne dass Mehrbelastungen für Mieter*innen re-

sultieren? 

• Ist perspektivisch eine verpflichtende Abnahme des Stroms durch die Mie-

ter*innen denkbar, um die Wirtschaftlichkeit der Anlagen sicherzustellen? 

• Wie kann die Aufteilung der Strommengen auf die Mieter*innen geregelt 

werden? 

 Vergleich Solaranlage und Heizungsanlage 

Anknüpfend an die Vision, dass Solaranlagen zukünftig auf jedem Hausdach zu fin-

den sein werden und deshalb als Haustechnik gewertet werden sollten, liegt zu-

nächst ein Vergleich mit zentralen Heizungsanlagen nahe. In der folgenden Tabelle 

werden Gemeinsamkeiten und Unterschiede beider Arten von Anlagen überblicks-

artig dargestellt. 

Die Tabelle verdeutlicht einige zentrale Unterschiede zwischen beiden Anlagen, die 

einen Gleichlauf geltender Regelungen bzw. einen Rückgriff auf bestehende Rege-

lungen für Heizungsanlagen zur Anwendung auf PV-Anlagen nur eingeschränkt 

sinnvoll erscheinen lassen.  
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Tabelle 1: Vergleich der Charakteristika von PV-Anlagen und Zentralheizungen in Mietshäusern 

 Zentrale Heizungsanlage PV-Anlage 

Kostenstruktur Betriebskosten dominant Praktisch nur Investitionskosten 

Energieerzeugung Verbrauchsabhängig, voll-

ständige Deckung des Bedarfs 

Wetterabhängig, anteilige Deckung 

des Bedarfs 

Verbrauchsmuster Abhängig von Wohnfläche und 

Nutzerverhalten 

Abhängig von Geräteausstattung und 

Nutzerverhalten 

Eigenverbrauchs-

quote 

100% Höhe der Eigenverbrauchsquote ab-

hängig vom Grad der Synchronisie-

rung zwischen Verbrauch und Erzeu-

gung 

Umlage der Inves-

titionskosten auf 

Mieten 

Umlage auf Miete als Moder-

nisierungsmaßnahme 

Umlage auf Miete als Modernisie-

rungsmaßnahme nur möglich, wenn 

PV-Anlage allein dem Verbrauch im 

Mietshaus dient.   

Umlage Betriebs-

kosten 

Neben den allgemeinen Rege-

lungen des BGB teils auch 

Geltung der spezielleren Heiz-

kostenverordnung 

Allgemeine Regelungen des BGB 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 Regelungen in der Heizkostenverordnung 

Die Möglichkeiten zur Kostenverteilung für zentrale Heizungsanlagen sind speziell 

in der Verordnung über die verbrauchsabhängige Abrechnung der Heiz- und Warm-

wasserkosten (Heizkostenverordnung) geregelt. Die Heizkostenverordnung erfasst 

allerdings nur Betriebskosten, nicht hingegen Anschaffungskosten (§ 1 Abs. 1). Bei 

Solaranlagen spielen aber gerade letztere die maßgebliche Rolle, laufende Betriebs-

kosten entstehen demgegenüber für Solaranlagen nur in relativ geringem Maße.  

Die Heizkostenverordnung verpflichtet den Vermieter für individuell genutzte 

Räume den jeweiligen individuellen Verbrauch zu erfassen und die Betriebskosten 

der Heizungsanlage verbrauchsabhängig zu verteilen (§§ 4, 6). Die verpflichtende 

Verteilung nach Wärmeverbrauch gilt allerdings nur für einen Anteil von mindestens 

50 %, höchstens 70 % des insgesamt erfassten Verbrauchs (§ 7 Abs. 1). § 7 Abs. 

2 enthält Angaben zum Umfang der vom Gesetz erfassten Betriebskosten. 

 Umlage von Betriebskosten  

Aufgrund bestehender gesetzlicher Regelungen könnte eine Umlage der Betriebs-

kosten einer PV-Anlage bereits gemäß § 556 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) in 

Verbindung mit der Betriebskostenverordnung (BetrKV) erfolgen, sofern man an-

nimmt, dass es sich um sogenannte „sonstige Betriebskosten“ im Sinne des § 2 

Nr. 17 BetrKV handelt und hierzu eine mietvertragliche Vereinbarung besteht. Da-

bei gilt der Grundsatz, dass die Verteilung der Kosten verbrauchs- oder verursa-

cherabhängig erfolgen muss (§ 556a BGB). 
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 Umlage von Anschaffungskosten 

Die vergleichende Gegenüberstellung von Heizungs- und PV-Anlagen verdeutlicht 

des Weiteren die Schwierigkeit, die Anschaffungskosten für PV-Anlagen auf die Mie-

ter*innen umzulegen. 

Die Umlage von Anschaffungskosten wird zwar grundsätzlich durch die Regelungen 

des BGB zu Modernisierungsmaßnahmen ermöglicht, dies aber nur in engen Gren-

zen: Zum einen ist die Umlage auf die Miete nur möglich, wenn die PV-Anlage allein 

dem Verbrauch im Mietshaus dient, nicht aber, wenn der erzeugte Solarstrom in 

das Stromnetz eingespeist wird (vgl. § 555b Nr. 1 und 2, § 559 Abs. 1 BGB). Zum 

anderen ist die Umlagemöglichkeit insbesondere zum Schutz der Mieter*innen auch 

in ihrer Höhe begrenzt (§ 559 Abs. 3 BGB). Unabhängig von dem Begriff der Mo-

dernisierungsmaßnahme ist eine Mieterhöhung bis zur ortsüblichen Vergleichsmiete 

aufgrund „geänderter Beschaffenheit und Ausstattung“ zulässig (§ 558 BGB). Ähn-

liches gilt bei Erhöhung der Betriebskosten (§ 560). 

Einvernehmliche vertragliche Vereinbarungen über Mieterhöhungen nach Abschluss 

des Mietvertrags bzgl. Modernisierungsmaßnahmen sind nur in diesem Rahmen zu-

lässig (§ 555 f und § 559 Abs. 6 BGB). Generell sind Vereinbarungen über Mieter-

höhungen unwirksam, die zulasten der Mieter*innen von den gesetzlichen Vor-

schriften abweichen (§ 557 Abs. 4 BGB). 

 Fragen zum Verteilungsschlüssel 

Die Regelungen in BGB und Heizkostenverordnung knüpfen vorrangig an den indi-

viduellen Verbrauch und im Übrigen an die Größe der Wohnung an, um eine pas-

sende Kostenverteilung zu erzielen. Ein derartiger offensichtlich bestehender Zu-

sammenhang zwischen Energiebedarf- sowie -kosten und Wohnfläche kann für den 

Stromverbrauch aber nicht gezogen werden. Entscheidend für die Höhe des indivi-

duellen Stromverbrauchs sind vielmehr die Geräteausstattung, die Personenanzahl 

und das Nutzerverhalten.   

Mangels anderer praktisch umsetzbarer Alternativen scheint aber die Anknüpfung 

an die Wohnfläche bzw. Größe der Wohnung bislang weiterhin sinnvoll, zumal trotz 

aller Unterschiede regelmäßig ein gewisser kausaler Zusammenhang zwischen 

Größe und Strombedarf bestehen dürfte. 

Nicht adressiert von den bestehenden gesetzlichen Regelungen ist zudem das Prob-

lem, dass Solarstrom nicht uneingeschränkt verfügbar ist. Aufgrund der tageszeit- 

und wetterabhängigen Erzeugung unterscheidet sich das Dargebot maßgeblich von 

dem einer Heizungsanlage, die entsprechend des Bedarfs Wärme erzeugt.  

Um dem zu begegnen, erscheint es sinnvoll, die Kostenverteilung mit Blick auf die 

zeitliche Verteilung des Verbrauchs zu gestalten. So könnten Anreize gesetzt wer-

den, um das Stromnutzungsverhalten an die Verfügbarkeit anzupassen. In Öster-

reich ist dies bereits möglich und es wurden Musterverträge für die Aufteilung aus-

gearbeitet (vgl. Abschnitt 3.3). 

Vertragliche Vereinbarungen stehen allerdings unter dem Vorbehalt des Mieter-

schutzes nach dem BGB. Um Rechtsunsicherheiten bzgl. der Frage zu vermeiden, 

wann Vereinbarungen nachteilig für Mieter*innen sind, erscheint es daher sinnvoll, 



 

Reformoptionen für einen beschleunigten Ausbau von PV auf Mehrfamilienhäusern  

22 

 

dass für die Möglichkeit eines verhaltensangepassten Verteilungsschlüssels ent-

sprechende neue gesetzliche Rahmenbedingungen geschaffen werden. 

 Grundsatz der freien Stromanbieterwahl 

Der Grundsatz der freien Stromanbieterwahl, der unionsrechtlich in Artikel 4 (dort 

genannt „freie Versorgerwahl“) und ergänzend in Artikel 10 der Elektrizitätsbinnen-

markt-Richtlinie (EBM-RL) verankert ist und in den §§ 20, 20a und 41 Energiewirt-

schaftsgesetz (EnWG) umgesetzt wurde, schränkt die gesetzgeberischen Gestal-

tungsmöglichkeiten bei der Förderung bzw. Anreizung von PV-Anlagen auf Miets-

häusern erheblich ein. Unionsrechtlich vorgesehene Ausnahmen von der freien 

Wahl gibt es nicht, nicht einmal zugunsten der Grundversorgungspflicht (vgl. Artikel 

27 Abs. 2 EBM-RL). 

Damit ist ein verpflichtender Strombezug der Mieter*innen von der hauseigenen 

Solaranlage jedenfalls nach geltender Rechtslage ausgeschlossen. Das erkennt 

auch der Landesverband Haus & Grund Hessen in seiner Pressemitteilung von De-

zember 2021 an, regt aber an, eine Weiterentwicklung des europarechtlichen Rah-

mens zu prüfen (Haus & Grund Hessen 2021).  

 Handlungsempfehlungen 

Die Berliner Landesregierung und die neue Koalition auf Bundesebene haben sich 

ehrgeizige Ziele für den PV-Ausbau bis 2030 gesetzt. Diese Ziele sind nur zu errei-

chen, wenn in allen Größenklassen und Segmenten schnell ein dauerhaftes Markt-

wachstum angestoßen werden kann. So verlangt etwa das Ziel, in Berlin ein Viertel 

des Strombedarfs bis 2035 aus heimischer Solarenergie zu decken, eine Versieb-

zehnfachung des durchschnittlichen Ausbauvolumens im Vergleich zum Niveau von 

2020: Von 18,5 MW auf durchschnittlich 309 MW pro Jahr. Hierbei ist ein nur ein 

moderater Anstieg des Strombedarfs zu Grunde gelegt. Bei stärkerem Anstieg des 

Stromverbrauchs, z. B. aufgrund der Elektrifizierung des Verkehrs und in Gebäu-

den, muss auch der PV-Ausbau entsprechend schneller ausfallen. 

In Berlin, aber auch in anderen Städten, kann dieses Tempo nicht gelingen, ohne 

dass auch im Geschossbau – dem heutigen Mieterstromsegment – der jährliche 

Zubau eine völlig neue Größenordnung erreicht.  

Misst man das bestehende Mieterstrommodell an diesen neuen Anforderungen, er-

scheint es zweifelhaft, ob allein durch Anpassungen des Modells die grundlegenden 

Schwächen so behoben werden können, dass das Modell eine zielgerechte Dyna-

misierung des Ausbaus treiben kann. Zentrale Defizite sind zum einen der Anreiz 

zur Optimierung der Eigenversorgungsquote, die im Vergleich zum technisch mög-

lichen Potenzial zu einer Unterbelegung der Dächer führen kann. Zum anderen ist 

das Modell aufgrund verschiedener Rahmenbedingungen schlecht skalierbar, d. h. 

Anlagen auf kleineren Mehrfamilienhäusern sowie Anlagen auf sehr hohen Gebäu-

den sind nicht wirtschaftlich. Die hohen Trankaktionskosten sind eine weitere zent-

rale Schwäche. Gleichzeitig ist das Mieterstrommodell bisher das einzige Instru-

ment, um auch Haushalte mit geringem Einkommen, für die eine Investitionsbetei-

ligung nicht in Frage kommt, am PV-Ausbau zu beteiligen. 
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Die Prüfung verschiedener aktueller Vorschläge für die Weiterentwicklung des Seg-

ments PV auf Mehrfamilienhäusern zeigt, dass die beiden zentralen Steuerungsziele 

– Ausbaubeschleunigung und Beteiligung von Bewohner*innen – zumindest in der 

kurzen Frist in einem gewissen Spannungsverhältnis zueinanderstehen. Für die so-

fortige Beschleunigung des Ausbaus und den Anreiz zur vollen Ausschöpfung der 

verfügbaren Dachfläche bietet sich die Wiederbelebung der Volleinspeisung, die 

derzeit nicht mehr wirtschaftlich ist, an. Es lässt sich jedoch derzeit keine geeignete 

Ausgestaltung erkennen, wie in diesem Modell Mieter*innen rechtssicher beteiligt 

werden können, ohne dass durch das Beteiligungsmodell neue Investitionshürden 

entstehen. Denkbar sind Modelle, bei denen die Anlagenbetreiber freiwillig den 

Hausbewohner*innen oder anderen Privatpersonen anbieten, sich finanziell an der 

Anlageninvestition zu beteiligen und dann entsprechend vom Gewinn zu profitieren. 

Dieses Modell setzt jedoch voraus, dass die entsprechenden Haushalte über Inves-

titionskapital verfügen. Dies trifft auf einen Großteil der armen Haushalte gerade 

nicht zu. Angesichts des ungeheuren Zeitdrucks erscheint es dennoch sinnvoll, zu-

mindest kurzfristig auf dieses Modell der Freiwilligkeit zu setzen und parallel ein 

neues Fördermodell zu erarbeiten, das das bestehende Mieterstrommodell ersetzen 

kann. 

Tabelle 2: Reformoptionen zum Ausbau von Solaranlagen auf Mehrfamilienhäusern 

Mögliche Modelle Ziel: Ausbau 
Ziel: Beteiligung  

von Mieter*innen 

Volleinspeisung anreizen durch gezielte 

Förderung, z. B. Volleinspeise-Zuschlag 
++ -- 

Vor-Ort-Versorgung von Abgaben entlas-

tet, Anlagenbetreiber trägt Investition 
+/? 

+/? 

Günstiger Stromliefervertrag? 

PV-Anlage als Haustechnik, von Abgaben 

entlastet, Stromlieferung zu Selbstkosten, 

Umlage der Investitionskosten 

+/? 

+/? 

Stromkostenersparnis höher 

als Beitrag zur Investition? 

Erzeuger-Verbraucher-Gemeinschaften 

im Stadtviertel mit Netznutzung 
+/? 

+/? 

Günstige Stromlieferung bei 

Beteiligung an Investition, 

Hürde für arme Haushalte 

Legende: ++ klar positive Wirkung zu erwarten, -- negative oder keine Auswirkung, +/? - posi-
tive Wirkung zu erwarten, aber abhängig von der konkreten Ausgestaltung 

Auf Basis der Analyse ergibt sich daher die Empfehlung für die folgende Maßnah-

mensequenz (vgl. auch Überblick in Tabelle 2): 

1. Sofortmaßnahme: Volleinspeisung wiederbeleben 

Photovoltaikanlagen auf Mehrfamilienhäusern, die den erzeugten Strom vollständig 

ins Netz einspeisen, sollten eine auskömmliche Förderung erhalten. Dabei gilt es 

zu kommunizieren, dass diese Maßnahme dazu dient, einen schnelleren Ausbau 

anzufachen, während zeitgleich neue Modelle für die Beteiligung von Mieter*innen 

entwickelt werden. Die Umsetzung dieser Maßnahme muss auf Bundesebene erfol-

gen. 

2. Nächster Schritt: Neues Modell der Vor-Ort-Versorgung entwickeln und 

regelmäßig anpassen 
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Ein neues Modell des gemeinschaftlichen Eigenverbrauchs muss entwickelt werden, 

um die Erzeugung und den Verbrauch von vor Ort erzeugtem Strom als Massen-

modell zu ermöglichen. Dabei sollten die Vorgaben aus der europäischen Erneuer-

baren-Energien-Richtlinie zu gemeinsam handelnden Eigenversorger*innen (Art. 

21 Abs. 4) und Erneuerbare-Energien-Gemeinschaften (Art. 22) praxistauglich um-

gesetzt werden. Gerade mit Blick auf Mehrfamilienhäuser und Quartiere gilt es hier 

noch zentrale Fragen zu klären. Die Ausgestaltung hängt dabei zum Teil auch davon 

ab, wie der energierechtliche Rahmen insgesamt – insbesondere Abgaben und Um-

lagen auf Strom und die Netzentgeltsystematik – zukünftig ausgestaltet werden.  

Im Zusammenspiel kann dann geklärt werden, wie faire Netzentgelte für solche 

Lösungen bestimmt werden können, wie Messkonzepte aussehen können und wel-

che geographische oder netztypologische Abgrenzung sinnvoll ist. Ein adaptives 

Governance-Modell ist zentral, um den neuen Ansatz regelmäßig zu überprüfen und 

anzupassen. 

Hierbei sollten auch die Erfahrungen aus anderen europäischen Ländern einbezo-

gen werden. Die in diesem Bericht untersuchten Best-Practice-Beispiele zeigen, 

dass Spanien, die Niederlande und Österreich den Fokus auf vergleichsweise prag-

matische und leicht handhabbare Lösungen legen, z. B. mit Blick auf die Abgren-

zung der räumlichen Nähe für die Definition des Begriffs Eigenversorgung. Auffällig 

ist zudem, dass in den untersuchten Ländern anders als beim deutschen Mieter-

strommodell keine Vollversorgung erforderlich ist. Stattdessen werden Strommen-

gen aus Gemeinschaftsanlagen bilanziell zugeteilt und vom Gesamtstrombezug des 

Haushalts abgezogen. Für die Aufteilung der Stromerzeugung aus Gemeinschafts-

anlagen hat Österreich Musterverträge entwickelt, die auch eine Option mit Anrei-

zen zur Synchronisierung von Erzeugung und Verbrauch vorsehen.  

Da es sich hierbei ausschließlich um Bundesgesetze handelt, muss auch hier der 

Bund tätig werden. Aufgrund der hohen Bedeutung des Modells für Berlin und der 

Komplexität des Themas, kann die Landesregierung als Initiatorin von Dialog und 

durch das Initiieren und Evaluieren von Modellprojekten eine zentrale Rolle spielen, 

das Thema voranzutreiben. 

3. Mittelfristig: Dialog über eine Weiterentwicklung von PV zur Haustech-

nik anstoßen 

Die hohen Solarstromanteile, die zukünftig erforderlich sind, führen zu einer Vision, 

in der PV-Anlagen auf allen geeigneten Dachflächen zur Norm werden. Auch die in 

Berlin bereits eingeführte und auf Bundesebene geplante Solarpflicht weist in diese 

Richtung. Als Konsequenz haben verschiedene Stakeholder den Vorschlag formu-

liert, PV-Anlagen auf Mehrfamilienhäusern zukünftig als Haustechnik einzustufen 

und die Abnahme des Stroms analog zur Wärme aus einer Zentralheizung verpflich-

tend zu machen. So soll die Refinanzierbarkeit der Investition in die PV-Anlage 

sichergestellt werden. Das Modell verspricht außerdem eine massive Vereinfachung 

im Vergleich zum administrativ aufwendigen Mieterstrommodell. 

Die hier vorgelegte Prüfung des Ansatzes zeigt, dass zwischen einer PV-Anlage und 

einer Heizungsanlage grundsätzliche Unterschiede bestehen und eine direkte Über-

tragung bestehender Regelwerke wie der Heizkostenverordnung nicht möglich ist. 

Eine Abnahmepflicht widerspricht zudem dem im Unionsrecht verankerten Recht, 

den Stromversorger frei zu wählen. Gerade in einem angespannten Mietmarkt stellt 

sich zudem die Frage, wie Mieter*innen bei Überwälzung der Investitionskosten vor 

einem Anstieg der finanziellen Gesamtbelastung geschützt werden können.  
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Trotz oder gerade wegen dieser offenen Fragen erscheint es sinnvoll, dieses Modell 

in einem breiteren Dialog mit betroffenen Akteuren auf nationaler und europäischer 

Ebene vertieft zu diskutieren und Ausgestaltungsoptionen sowie ihre potentiellen 

Wirkungen zu untersuchen. Denn angesichts der massiven Ausbaubedarfe, die ja 

nicht nur in Deutschland nötig sind, sondern in der gesamten EU, und der voraus-

sichtlich weiter sinkenden Kosten für PV erscheint die Umstellung auf ein zumindest 

stark vereinfachtes Umsetzungsmodell für PV auf Mehrfamilienhäuser grundsätzlich 

folgerichtig. Aufgrund der hohen Bedeutung des Mehrfamilienpotenzials für die De-

karbonisierung der Stadt ist die Berliner Landesregierung in einer guten Position, 

diesen Dialog als Pionier vorantreiben, konkrete Lösungsvorschläge zu entwickeln 

und zu diskutieren und diese dann dem Bundesgesetzgeber vorzuschlagen – ideal-

erweise in Kooperation mit den anderen Stadtstaaten, um die Bedeutung des The-

mas zu unterstreichen.  
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